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Menschenrechte und Relativismus -
einige Anmerkungen 
aus (völker)rechtlicher Perspektive 
Lorenz Langer 
((1)) Ist ein Aufsatz oder eine Monographie zu kommentie-
ren, so notiert man in der Regel bereits während der Lektüre 
mögliche Kritikpunkte und Unzulänglichkeiten; je länger 
man liest, um so länger wird die resultierende Liste, die ab-
schließend nur noch zu einem fortlaufenden Text umgear-
beitet werden muss. Ärgerlich ist es für den Kommentator 
deshalb zumindest aus praktischen Gründen, wenn im Laufe 
der Lektüre seine Kritikpunkte fast allesamt adressiert und 
auf überzeugende Weise aufgelöst werden. Diese Inkonveni-
enz wird aber mehr als kompensiert durch die substantiellen 
Einsichten und die Reflektion der eigenen Positionen, die ein 
solcher virtueller Diskurs mit der Autorin nach sich ziehen. 
((2)) Der Beitrag von Marie-Luisa Frick geht die Relati-
vismus-Frage ohne ideologische Scheuklappen und ohne 
quasi-religiöse Ehrfurcht vor dem hehren Ideal der Men-
schenrechte an. Eine solche realistische Betrachtungsweise 
bedeutet für die graduelle Verwirklichung dieser Rechte 
einen weitaus wesentlicheren Beitrag als das unreflektierte 
Insistieren auf ihrer Universalität, Unteilbarkeit und Unver-
äußerlichbarkeit, wie es unter Menschenrechtsaktivisten in-
zwischen de rigueur zu sein scheint. 1 
((3)) Wie die Autorin richtig bemerkt (1), stellt sich die 
Frage nach der Universalität von Menschenrechten heute 
nicht mehr nur in abstracto, und nicht nur mit Bezug auf 
ferne Länder, die gegebenenfalls anderen Werten nachle-
ben, sondern sehr konkret auch innerhalb von zunehmend 
heterogenen Gesellschaften. Konkret muss eine Diskussion 
über Menschenrechte aber auch in einer zweiten, von der 
Autorin (trotz der Differenzierung in (9)) etwas vernach-
lässigten Weise sein: Menschenrechte treten uns (außerhalb 
von konzeptuellen Diskussionen) nie als abstraktes Ganzes 
entgegen, sondern stets in spezifischer Form. Wenn die Au-
torin von Menschenrechten als Mindeststandards spricht (4), 
so wirft dies natürlich sofort die Frage nach der Verortung 
solcher als verbindlich gedachter Standards auf. Menschen-
rechte sind, wenn sie von ihren Trägern eingefordert werden 
können sollen, als Rechte im juristischen Sinne zu verstehen: 
als Ansprüche, die nicht nur moralischer Natur sind, sondern 
in einem institutionalisierten Verfahren tatsächlich als ste-
chender ,Trumpf (vgl. (4)) gespielt werden können. 
( ( 4)) Damit ist der Verweis auf die Konkretisierung von 
Menschenrechten in nationalen Verfassungen und regionalen 
oder internationalen Verträgen verbunden. Mit der Analyse 
von Menschenrechten als Rechte im juristischen Sinne erhält 
die Frage nach Universalität oder Relativität eine technisch-
formale Dimension, die zwar keineswegs alleine maßgeblich 
ist, die aber vor allzu realitätsfernen Wunschvorstellungen 
über Macht und Möglichkeit von Menschenrechten bewah-
ren kann. 
Menschenrechte als Vertragsrechte 
((5)) In juristischem Kontext war die Diskussion über Uni-
versalität von Menschenrechten stets eng mit der Auseinan-
dersetzung zwischen Positivismus und Naturrecht verfloch-
ten. Durch die weitgehende Kodifizierung von Grund- und 
Menschenrechten hat sich dieser Gegensatz entschärft: 
Während der Naturrechtler solche Codices als Ausdruck 
universeller Werte versteht, genügen sie, da gesetztes Recht, 
dem Positivisten ebenfalls als Geltungsgrundlage, wenn er 
die Maxime pacta sunt servanda als Grundnorm der Rechts-
ordnung betrachtet. 2 Die zahlreichen Menschenrechtsins-
trumente auf internationaler Ebene und ihre oft annähernd 
umfassende Ratifizierung können so von Juristen als hin-
reichender Beleg für die Universalität der darin verbrieften 
Rechte verstanden werden. Aus dieser Warte erübrigen sich 
mit der Kodifikation Diskussionen um Geltungsgrundlage 
und Gültigkeitsbereich von Menschenrechten.3 
((6)) Aber auch ein sorgfältig ausgearbeiteter Vertrag lässt 
noch viele Fragen offen. Es darf vor allem nicht vergessen 
werden, dass ein völkerrechtlicher Vertragstext stets das 
Resultat eines Verhandlungsprozesses zwischen Staaten-
vertretern ist. Damit gehen Absprachen, Kompromisse und 
Tauschgeschäfte einher, die oft politischen Notwendigkeiten 
mindestens ebensoviel Gewicht beimessen wie rechtlichen 
Überlegungen. Allein aus diesem Grund ist vor verklärter 
Überhöhung von Menschenrechtskonventionen zu warnen. 
Auch darf der tatsächliche Geltungsbereich solcher Kon-
ventionen nicht überschätzt werden. Zum einen sind nicht 
alle Staaten Vertragspartei aller wichtigen Menschenrechts-
verträge. China hat den Uno-Pakt II noch nicht ratifiziert; 
die USA haben weder die Kinderrechtskonvention noch 
den UNO-Pakt I oder die Frauenrechtskonvention ratifiziert 
(vom Zusatzprotokoll zum Uno-Pakt II über die Todesstra-
fe ganz zu schweigen); Indien schließlich hat die Anti-Fol-
terkonvention nicht ratifiziert. Gewiss handelt es sich hier 
zunehmend nur noch um vereinzelte Lücken; wichtiger ist, 
dass auch die Ratifizierung eines Vertrages nicht automatisch 
dessen vollständige Anwendung nach sich zieht, da zahlrei-
che Vertragsstaaten zum Teil gewichtige Vorbehalte anbrin-
gen.4 Zwar sind solche Vorbehalte ungültig, wenn sie mit 
Zweck und Ziel des fraglichen Vertrages unvereinbar sind;5 
aber da in der Regel ein autoritativer Mechanismus fehlt, um 
eine solche Zweckwidrigkeit festzustellen, bleibt es häufig 
bei (weitgehend folgenlosen) Widersprucherklärungen ein-
zelner Staaten.6 
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Systemische Kritik an Menschenrechten 
( (7)) Die Analyse von Menschenrechten als Rechte zeigt 
aber noch weitere Probleme auf. Es ist ein Gemeinplatz, dass 
Rechtsnormen zwingend der Auslegung bedürfen. Dafür 
sind in der Regel Gerichte oder gerichtsähnliche Instanzen 
wie der UNO-Menschenrechtsausschuss zuständig. Wie bei 
Gerichten auf nationaler Ebene, wenn auch in etwas ande-
rer Konstellation, stellt sich hier das Problem der counter-
majoritan difficulty7 : dass justizielle Instanzen Entscheide 
über den Umfang und den Anwendungsbereich von Normen 
fällen, die unter Umständen weit über den ursprünglichen 
Konsens der Normgeber hinausgehen oder ihm sogar wider-
sprechen. Der Schutzbereich der EMRK beispielsweise ist in 
den letzten sechzig Jahren durch den Straßburger Gerichts-
hof kontinuierlich erweitert worden, sowohl im Bereich der 
prozeduralen wie auch der substantiellen Rechte. Obwohl 
gerade der EGMR einen gewissen kulturellen Relativismus 
zulässt, 8 darf man die Frage stellen, inwieweit diese Rechts-
fortbildung noch durch den Konsens bei Vertragsschluss 
gedeckt ist.9 Die Mitgliedsstaaten sehen sich zunehmend in 
ihrer Kompetenz beschnitten, grundlegende Fragen eines re-
publikanischen Gemeinwesens auf demokratisch legitimier-
te Weise zu regeln. 10 
((8)) Bei Instrumenten mit universellem Anspruch stellt sich 
die Legitimationsfrage aber auf eine noch fundamentalere 
Weise. Wie bereits erwähnt, sind solche Instrumente das Er-
gebnis oft langjähriger Verhandlungen. Legislator ist dabei 
eine Staatengemeinschaft, die zwar nominell aus gleichran-
gigen Mitgliedern besteht; faktisch aber sind manche Staa-
ten offensichtlich gleicher als andere. Diese Disparität hat 
auch unmittelbare Auswirkungen auf den Kanon der Men-
schenrechte. Man darf nicht vergessen, dass 1948, als die 
Allgemeine Menschenrechtserklärung verabschiedet wurde, 
die UNO erst 58 Staaten umfasste (heute 193) - also Uni-
versalität bestenfalls in Ansätzen gegeben war. Und es steht 
auch außer Frage, dass in der Folge die Agenda des Men-
schenrechtsschutzes durch in ihrem Ursprung westliche Vor-
stellungen von Individual- und Freiheitsrechten bestimmt 
wurde. Wenn die Kodifizierung und Durchsetzung von Men-
schenrechten als Verhandlungsprozess erkannt wird, so kann 
nicht verwundern, dass dieser Prozess auch politische oder 
wirtschaftliche Machtverhältnisse spiegelt. 
((9)) Grundsätzlich gilt: sobald ein Verhalten in mehreren 
westlichen Staaten als menschenrechtlich relevant erkannt 
wird, soll dies auch auf globaler Ebene gelten. Es ist bei-
spielsweise nicht allzu lange her, dass in Europa und auch 
in den USA homosexueller Geschlechtsverkehr ein straf-
rechtlicher Tatbestand war. 11 Nachdem nun die langjährige 
rechtliche Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Paare 
Schritt für Schritt überwunden wird und ihnen zunehmend 
auch das Recht zu Ehe oder eheähnlicher Partnerschaft ein-
geräumt wird, folgen umgehend entsprechende Forderungen 
in internationalen Foren, trotz entschiedenen Widerstandes 
insbesondere von islamischen Ländern. 12 
((10)) Über die Jahre gab es sehr wohl eine ganze Reihe von 
entgegengesetzten Versuchen, die westliche Agenda zu er-
gänzen oder zu ersetzen. Diese Forderungen - beispielswei-
se nach einer Neuen Wirtschaftsweltordnung, nach einem 
Recht auf Entwicklung, oder zuletzt auch nach der rechtli-
chen Sanktion von Religionsbeleidigungen - resultierten 
zwar in einer Unzahl von Resolutionen, die aber rechtlich 
nicht bindend sind. Wird trotz Widernissen doch noch ein 
Vertragstext verabschiedet, der Bedürfnisse primär von 
nichtwestlichen Staaten adressiert, so wird er auch nur von 
diesen ratifiziert und bleibt damit weitgehend wirkungslos. 13 
Was also als Menschenrecht gilt und was als solches durch-
gesetzt wird, ist durchaus auch eine Machtfrage. 
((11)) Aber wie Marie-Luisa Frick richtig andeutet (38), 
muss dieser Einfluss der Macht differenziert analysiert wer-
den - denn es wäre simplistisch, nur dem Westen machtpoli-
tische Interessen im Zusammenhang mit der Universalismus-
diskussion vorzuwerfen. Auch die Vertreter des kulturellen 
Partikularismus sorgen sich nicht nur um internationale Fair-
ness und die Bewahrung regionaler oder lokaler Werte: Kri-
tik an universalistischen Ansprüchen kann ebenfalls durch 
machtpolitische Überlegungen motiviert sein. Und wird der 
Menschenrechtsdiskurs primär durch die machtpolitische 
Linse betrachtet, muss auch berücksichtigt werden, dass 
Macht keine statische Größe ist, sondern sich ihre Balance 
über die Zeiten hin ändern kann. Es wird sich bald weisen, 
ob der weltweite Vormarsch des Menschenrechtsgedankens 
wirklich nur der westlichen Hegemonie geschuldet ist: Denn 
angesichts der globalen Verschiebungen der wirtschaftlichen 
und auch militärischen Potenz sind den Möglichkeiten ins-
besondere Europas, mit wirtschaftlichem Druck Ratifizie-
rung und Einhaltung von Menschenrechtsverträgen zu for-
dern, zunehmend engere Grenzen gesetzt. 
Ontologischer Relativismus als Lösung? 
((12)) Das Völkerrecht bietet aus diesen und manchen ande-
ren Gründen nur eine ungenügende Grundlage für einen un-
bedingten Universalismus der Menschenrechte. Daraus darf 
aber nicht der Fehlschluss des anything goes gezogen wer-
den. Gerade darin liegt meines Erachtens das große Verdienst 
von Marie-Luisa Frick, dass sie mit ihrer ontologischen The-
se der Relativität jenen zynischen und auch selbstgefälligen 
Relativismus verwirft, der die Möglichkeit jeglicher Werte-
hierarchie unter Hinweis auf kulturelle Äquivalenz verneint. 
Man mag auf abstrakter Ebene darauf verweisen, dass es kei-
ne wissenschaftliche Methode gibt, Kulturen und kulturelle 
Praktiken qualitativ zu evaluieren. 14 Solche vom Lehn- (oder 
Lehr-)stuhl aus geäußerte , Toleranz' ist wohlfeil und welt-
fremd, ignoriert sie doch die ganz evidente Lebenserfahrung, 
dass Folter beispielsweise nicht nur den von Aufklärung und 
Säkularisierung geprägten Europäer, sondern jeden Men-
schen schmerzt, oder dass auf allen Kontinenten Übergriffe 
der Staatsmacht das Privatleben der Menschen auf üble Wei-
se und gegen deren Willen beeinträchtigen können. 
((13)) Die Autorin argumentiert zwar, dass in einer pluralisti-
schen Welt ein einziger, absoluter Geltungsgrund für univer-
sale Menschenrechte nicht erkennbar ist. Sie verneint damit 
jedoch weder die mögliche Geltung noch die Existenz sol-
cher Rechte. Auch wenn eine einzig wahre Moral nicht pos-
tuliert werden kann, enthebt uns dies nicht der Pflicht, nach 
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ihr zu suchen und auf ihre Verwirklichung hinzuwirken. Der 
Geltungsgrund von Menschenrechten wird so von der tran-
szendenten Ebene ins Individuum verlegt (39): Hier stehe 
ich, und ich kann nicht anders. Der Menschenrechtsschutz 
wandelt sich zu einem empirisch-evolutionären Unterneh-
men, das weder in moralische Beliebigkeit absinken noch 
sich mit dem Rückgriff auf absolute Wahrheit( en) durch-
mogeln darf. Menschenrechte sind jene Rechte, die uns, im 
Heute und Hier, als das Richtige, das zwingend Notwendige 
erscheinen und erscheinen müssen. Es wäre an der Zeit zu 
akzeptieren, dass Menschenrechte weder ewig vorbestehend 
noch ohne jede klare Kontur, sondern das Resultat eines 
evolutionären Prozesses sind: 15 Wir kämpfen nicht für ,das 
Menschenrecht', sondern für unsere (gegenwärtige) Idee 
von Menschenrechten. 16 
((14)) Die Einsicht, dass Menschenrechte nicht - wie man-
che Religionen für ihre Offenbarungen in Anspruch nehmen 
- in Stein gemeißelt sind oder jenseits von Zeit und Raum 
existieren, schwächt sie nicht, sondern zwingt ihre Befür-
worter zu reflektiertem und selbstkritischem Aktivismus. 
Dank ihr kann auch Kritik an der schrittweisen Erweite-
rung oder Ergänzung von Menschenrechten überzeugender 
gekontert werden. So mögen beispielsweise homosexuelle 
Paare früher nicht geschützt gewesen sein - heute müssen 
wir ihr Recht auf Privatleben und Gleichbehandlung aber als 
Menschenrecht anerkennen, nicht zuletzt aufgrund der rules 
of recognition, die wir zu diesem Zweck aufgestellt haben 
und die sich beispielsweise in einem Urteil des EGMR äu-
ßern können. 
((15)) Hindernisse gibt es auf dieser ,Gratwanderung' (39) 
genug und auch gewisse Grenzen, wo ein Entweder-oder 
nicht vermieden werden kann: So setzt die von der Autorin 
geforderte Um-Hierarchisierung von Wertgrundsätzen eben 
doch voraus, dass ein Wertekanon den Inhalt des anderen 
determiniert. Man mag beispielsweise die Gemeinsamkeiten 
von Religion und Menschenrechtsglaube noch so unermüd-
lich betonen - es wird immer hard cases geben, in denen 
ein unmittelbar anwendbares und eindeutig formuliertes 
göttliches Gebot entweder respektiert oder mit Hinweis auf 
ein Menschenrecht relativiert wird. 17 In einem solchen Fall 
kann der von Marie-Luisa Frick vorgeschlagene Agon nur 
mit dem Sieg des einen Normsystems über das andere enden. 
((16)) Hier wird das Problem deutlich, mit dem ontologische 
Relativisten (zu denen wohl auch der Schreibende zählt) un-
ausweichlich konfrontiert werden: Der Fragilität der eigenen 
Position bewusst, bleibt als Handlungsmaxime nur die Auf-
forderung, sich doch stets redlich zu bemühen. Ein solches 
redliches Bemühen wirkt neben der heroischen Universali-
tätsrhetorik (und auch als Contra von religiösen Brandreden) 
unausweichlich etwas zerebral und kraftlos. Der Überzeu-
gungskraft der Argumente von Marie-Luisa Frick auf eine 
geneigte Leserin oder einen geneigten Leser tut dies jedoch 
keinerlei Abbruch. 
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Wie absolut ist der menschenrechtliche Universalismus? 
Friedrich Lohmann 
( ( 1)) Wer wie Marie-Luisa Frick über Relativismus und Men-
schenrechte schreibt und in den einleitenden Absätzen Ma-
hathir bin Mohamad, Bentham und Burke zitiert, muss da-
mit rechnen, in die Schublade eines post-kolonial opportun 
gewordenen, polemisch eleganten, auf einer tieferen Ebene 
aber wenig überzeugenden anti-menschenrechtlichen , Den-
kens eingeordnet zu werden. Nichts wäre freilich voreiliger 
als eine derartige Bewertung. Frick grenzt sich im Korpus 
ihres Essays ausdrücklich von ,,eine[ r] sehr bestimmte[ n] 
